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. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_

SO 0 e N o AW

-

VWGVG § 24 heute

VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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VwWGVG § 28 heute
VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N =

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W225 2104145-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Dr. Barbara WEIR, LL.M als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde von XXXX , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom XXXX , betreffend Einheitliche Betriebspramie
2009 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Dr. Barbara WEIR, LL.M als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde von rémisch 40, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom rémisch 40,
betreffend Einheitliche Betriebspramie 2009 zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 2 VwGVG abgewiesen.Die Beschwerde wird gemall Paragraph 28, Absatz 2,
VwGVG abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Die beschwerdefuhrende Partei stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2009 und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2009 fir in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die beschwerdeflhrende Partei ist Auftreiber auf die Alm mit der BNr.
XXXX , fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden
in der Beilage Flachennutzung fur die AlIm 133,30 ha Almfutterflache angegeben. Weiters ist die beschwerdefiihrende
Partei Auftreiber auf die Alm mit der BNr. XXXX , fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein
Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage Flachennutzung fir die Alm 557,00 ha
Almfutterflache angegeben.Die beschwerdeflihrende Partei stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr
2009 und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2009 fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung ndher konkretisierte Flachen. Die beschwerdeflihrende Partei ist
Auftreiber auf die Alm mit der BNr. rémisch 40, fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein
Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage Flachennutzung fir die Alm 133,30 ha
Almfutterflache angegeben. Weiters ist die beschwerdefiihrende Partei Auftreiber auf die Alm mit der BNr. rémisch 40
, fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der

Beilage Flachennutzung fur die Alm 557,00 ha Aimfutterflache angegeben.

Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (belangte Behorde) vom XXXX , wurde der beschwerdefihrenden Partei fur das
Antragsjahr 2009 eine EBP in H6he von EUR 1.907,95 gewahrt. Dabei wurde von einer beantragten anteiligen
Almfutterflache von 67,65 ha ausgegangen. Die berlcksichtigte anteilige Almfutterflache entsprach der beantragten.
Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (belangte Behdrde) vom rémisch 40,
wurde der beschwerdeflihrenden Partei fur das Antragsjahr 2009 eine EBP in Hohe von EUR 1.907,95 gewahrt. Dabei
wurde von einer beantragten anteiligen Almfutterflaiche von 67,65 ha ausgegangen. Die bertcksichtigte anteilige
Almfutterflache entsprach der beantragten. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

Am 24.08.2010 fand auf der AlIm mit der BNr. XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten Behérde
statt, die ergeben hat, dass im Antragsjahr 2009 lediglich eine Almfutterflache von 113,50 ha vorhanden gewesen
sei.Am 24.08.2010 fand auf der Alm mit der BNr. rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten
Behorde statt, die ergeben hat, dass im Antragsjahr 2009 lediglich eine Almfutterfldche von 113,50 ha vorhanden

gewesen sei.

Mit Schreiben vom 29.10.2012 beantragte der zustandige Almbewirtschafter der AlIm mit der BNr. XXXX bei der
zustandigen Bezirksbauernkammer eine Korrektur seiner Mehrfachantrage-Flachen aus den Jahren 2009 in der Form,
dass nur mehr eine Aimfutterflache im Ausmald von 196,98 ha zugrunde zu legen sei.Mit Schreiben vom 29.10.2012


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

beantragte der zustdndige Almbewirtschafter der Alm mit der BNr. romisch 40 bei der zustandigen
Bezirksbauernkammer eine Korrektur seiner Mehrfachantrage-Flachen aus den Jahren 2009 in der Form, dass nur
mehr eine Almfutterflache im Ausmal3 von 196,98 ha zugrunde zu legen sei.

Mit Schreiben vom 18.12.2012 beantragte der zustandige Almbewirtschafter der AlIm mit der BNr. XXXX bei der
zustandigen Bezirksbauernkammer eine Korrektur seiner Mehrfachantrage-Flachen aus den Jahren 2009 in der Form,
dass nur mehr eine Aimfutterflache im Ausmald von 116,75 ha zugrunde zu legen sei.Mit Schreiben vom 18.12.2012
beantragte der zustdndige Almbewirtschafter der Alm mit der BNr. romisch 40 bei der zustandigen
Bezirksbauernkammer eine Korrektur seiner Mehrfachantrage-Flachen aus den Jahren 2009 in der Form, dass nur
mehr eine Almfutterflache im Ausmalf3 von 116,75 ha zugrunde zu legen sei.

Mit angefochtenem Abanderungsbescheid der belangten Behdrde vom XXXX , wurde der beschwerdefihrenden Partei
fur das Antragsjahr 2009 eine Betriebspramie in Héhe von nur mehr EUR 1.628,38 gewahrt und eine Ruckforderung in
der Hohe von EUR 279,57 ausgesprochen. Dabei wurde von einer beantragten anteiligen Almfutterfldche von 42,94 ha
und einer berlcksichtigten anteiligen Almfutterflaiche von 42,05 ha ausgegangen.Mit angefochtenem
Abanderungsbescheid der belangten Behdrde vom rémisch 40, wurde der beschwerdefiihrenden Partei fir das
Antragsjahr 2009 eine Betriebspramie in H6he von nur mehr EUR 1.628,38 gewahrt und eine Ruckforderung in der
Hohe von EUR 279,57 ausgesprochen. Dabei wurde von einer beantragten anteiligen Almfutterflache von 42,94 ha und
einer berucksichtigten anteiligen AlImfutterflache von 42,05 ha ausgegangen.

Gegen diesen Bescheid erhob die beschwerdefiihrende Partei mit Schreiben vom 25.11.2013 Berufung. Es wurde
beantragt:

1. die ersatzlose Behebung des Bescheides, andernfalls

2. die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Berechnung der Riickzahlung nach den Berufungsgrinden
erfolgt und jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlisse verflgt werden.

Gemald Art. 73 Abs. 5 der VO (EG) 796/2004 gelte fur Rickzahlungsverpflichtungen eine Verjahrungsfrist von 4 Jahren
ab Zahlung der Beihilfe, wenn der Beglnstigte in gutem Glauben gehandelt habe. Dies liege bei der
beschwerdeflihrenden Partei vor, weshalb keine Rickzahlungsverpflichtung bestehe.Gemal3 Artikel 73, Absatz 5, der
VO (EG) 796 aus 2004, gelte fur Rickzahlungsverpflichtungen eine Verjahrungsfrist von 4 Jahren ab Zahlung der
Beihilfe, wenn der Beglnstigte in gutem Glauben gehandelt habe. Dies liege bei der beschwerdefiihrenden Partei vor,
weshalb keine Riickzahlungsverpflichtung bestehe.

Gemald Art. 73 Abs. 6 der VO (EG) 796/2004 gelte fUr Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen
zurlickgezahlt werden mussten, eine Verjahrungsfrist von vier Jahren. Beginn der Verjahrungsfrist kdnne nur jenes
Datum sein, an dem die Zahlung an den Forderungsempfanger tatsachlich erfolgt sei. Dies misse auch fur Sanktionen
gelten. Die Zahlung fur das Antragsjahr 2009 sei bereits zu 70 % am 28.10.2009 erfolgt. Der Abanderungsbescheid, mit
dem die Sanktionen ausgesprochen worden seien, sei erst nach dem 15.11.2013 zugestellt worden. Aufgrund von
Verjahrung seien Kirzungen und Ausschlisse nicht zu verhdangen.GemaR Artikel 73, Absatz 6, der VO (EG) 796 aus
2004, gelte fur Betrage, die aufgrund von Kuirzungen und Ausschlissen zurlickgezahlt werden mdissten, eine
Verjahrungsfrist von vier Jahren. Beginn der Verjahrungsfrist kdnne nur jenes Datum sein, an dem die Zahlung an den
Forderungsempfanger tatsachlich erfolgt sei. Dies musse auch fur Sanktionen gelten. Die Zahlung flur das Antragsjahr
2009 sei bereits zu 70 % am 28.10.2009 erfolgt. Der Abanderungsbescheid, mit dem die Sanktionen ausgesprochen
worden seien, sei erst nach dem 15.11.2013 zugestellt worden. Aufgrund von Verjahrung seien Kirzungen und
AusschlUsse nicht zu verhangen.

Die belangte Behorde legte die Akten des Verwaltungsverfahrens vor. Im Akt befindet sich eine Erklarung gemafi§ 8i
MOG.Die belangte Behorde legte die Akten des Verwaltungsverfahrens vor. Im Akt befindet sich eine Erkldrung gemaR
Paragraph 8 i, MOG.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Die beschwerdefiihrende Partei stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2009 und beantragte u.a. die
Gewdhrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fir das Antragsjahr 2009 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die beschwerdefiihrende Partei ist Auftreiber auf die Alm mit der BNr.
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XXXX , fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden
in der Beilage Flachennutzung fur die AlIm 133,30 ha Almfutterflache angegeben. Weiters ist die beschwerdeflihrende
Partei Auftreiber auf die Alm mit der BNr. XXXX , fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein
Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage Flachennutzung fir die Alm 557,00 ha
Almfutterflache angegeben.Die beschwerdeflihrende Partei stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr
2009 und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2009 fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung ndher konkretisierte Flachen. Die beschwerdeflihrende Partei ist
Auftreiber auf die Alm mit der BNr. romisch 40, fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein
Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage Flachennutzung fir die Alm 133,30 ha
Almfutterflache angegeben. Weiters ist die beschwerdefiihrende Partei Auftreiber auf die Alm mit der BNr. rémisch 40
, fur die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der
Beilage Flachennutzung fiir die AlIm 557,00 ha Almfutterflache angegeben.

Im ersten Bescheid der belangten Behodrde tber die Gewahrung der EBP 2009 vom XXXX , ging die belangte Behorde
von einer beantragten und berlcksichtigten anteiligen Almfutterflache von 67,65 ha aus.Im ersten Bescheid der
belangten Behdrde Uber die Gewahrung der EBP 2009 vom rémisch 40, ging die belangte Behorde von einer

beantragten und bertcksichtigten anteiligen Almfutterflache von 67,65 ha aus.

Am 24.08.2010 fand auf der AlIm mit der BNr. XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten Behérde
statt, die ergeben hat, dass im Antragsjahr 2009 lediglich eine Almfutterflache von 113,50 ha vorhanden war.Am
24.08.2010 fand auf der Alm mit der BNr. rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten
Behdrde statt, die ergeben hat, dass im Antragsjahr 2009 lediglich eine Almfutterflache von 113,50 ha vorhanden war.

Mit Schreiben vom 29.10.2012 beantragte die beschwerdefiihrende Partei als Aimbewirtschafter der Alm mit der BNr.
XXXX eine Korrektur der Almfutterfliche auf 196,98 ha fir das Antragsjahr 2009.Mit Schreiben vom 29.10.2012
beantragte die beschwerdefihrende Partei als AlImbewirtschafter der Alm mit der BNr. rémisch 40 eine Korrektur der
Almfutterflache auf 196,98 ha fur das Antragsjahr 2009.

Mit Schreiben vom 18.12.2012 beantragte die beschwerdefiihrende Partei als Aimbewirtschafter der Alm mit der BNr.
XXXX eine Korrektur der Almfutterfliche auf 116,75 ha fur das Antragsjahr 2009.Mit Schreiben vom 18.12.2012
beantragte die beschwerdefihrende Partei als AlImbewirtschafter der Alm mit der BNr. rémisch 40 eine Korrektur der
Almfutterflache auf 116,75 ha flr das Antragsjahr 2009.

Mit angefochtenem Abanderungsbescheid vom XXXX , sprach die belangte Behdrde eine Rickforderung aus und ging
von einer beantragten anteiligen Almfutterflaiche von 42,94 ha und einer bertcksichtigten anteiligen Almfutterflache
von 42,05 ha aus.Mit angefochtenem Abanderungsbescheid vom rémisch 40, sprach die belangte Behdrde eine
Rackforderung aus und ging von einer beantragten anteiligen Almfutterflache von 42,94 ha und einer bertcksichtigten
anteiligen Almfutterflache von 42,05 ha aus.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im Verwaltungsverfahren als
auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten.

Belege fur die Unrichtigkeit der von der belangten Behdrde vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle wurden von der
beschwerdeflihrenden Partei trotz Aufforderung durch das Gericht nicht vorgebracht, weshalb das Ergebnis der Vor-
Ort-Kontrolle als erwiesen anzusehen ist.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A) Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal3 Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes
Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehorden besorgt werden.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte



Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdérde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

GemalRs§ 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.Gemal3 Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlistelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal §8 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf
Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden.Gemals Paragraph eins, AMA-Gesetz kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen
werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehérde besorgt werden.

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
Einzelrichterzustandigkeit.Gemal3 Paragraph 6, BYwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller
Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafRgebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann von der
Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
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Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen fur
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)
73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und

den Standort der Olbaume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33

Zahlungsanspriche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspruiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsanspruiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...]1."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fir nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[.1."
"Artikel 35
Meldung der beihilfefadhigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande muissen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37



Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 11, 21, 22, 68 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21.04.2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemal3 den Verordnungen (EG) Nr. 1782/2003 und (EG) Nr. 73/2009 des Rates sowie
mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemalRR der Verordnung (EG) Nr.
479/2008 des Rates, ABI. L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796/2004), lauten auszugsweise:Artikel 11, 21, 22, 68 und
73 der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21.04.2004 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem
gemalR den Verordnungen (EG) Nr. 1782 aus 2003, und (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates sowie mit
Durchflhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 479 aus
2008, des Rates, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796 aus 2004,), lauten auszugsweise:

"Artikel 11
Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr

einreichen. [...]

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden
Termin einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden kénnen den Termin auf spatestens 15. Juni

festsetzen. [...]."

"Artikel 21

Verspatete Einreichung

[...] Betragt die Verspatung mehr als 25 Kalendertage, so ist der Antrag als unzuldssig anzusehen. [...]"
"Artikel 22

Riacknahme von Beihilfeantragen

(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurtickgenommen werden. [...]

(2) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Antrags oder Antragsteils befand."

"Artikel 68
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

1. Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.1. Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

2. Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des
Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behorde schriftlich darlber informiert, dass der
Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der
Absicht der zustandigen Behorde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige
Behorde hat den Betriebsinhaber bereits Gber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.2. Die
in Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile
des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber informiert, dass der
Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der
Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufihren, oder die zustandige

Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Gber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.



Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 73
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemaRd
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet. [...].

(4) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behdrde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist. [...]."

Art. 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates
vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemal Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

Nach den angefihrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines
Antrages des Beihilfeempfangers. Der Antrag der beschwerdefluhrenden Partei wurde mittels riickwirkender Korrektur
nachtraglich im Flachenausmal reduziert. Eine Vor-Ort-Kontrolle hat eine weitere Reduktion der Almfutterflache
ergeben. Die Behérde war daher nach Art. 73 der VO (EG) 796/2004 verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des
ursprunglich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt,
zuruckzufordern (vgl. VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).Nach den angeflihrten Rechtsvorschriften erfolgt die
Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers. Der Antrag der
beschwerdefihrenden Partei wurde mittels rickwirkender Korrektur nachtraglich im FlachenausmaB reduziert. Eine
Vor-Ort-Kontrolle hat eine weitere Reduktion der Almfutterflache ergeben. Die Behérde war daher nach Artikel 73, der
VO (EG) 796 aus 2004, verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des urspriinglich eingereichten Antrages zuerkannt
worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt, zurtckzufordern vergleiche VwGH 09.09.2013,
2011/17/0216).

Die VO (EG) 796/2004 enthalt in Art. 73 Abs. 6 spezielle Verjahrungsbestimmungen. Der VWGH hat zwar in anderem
Zusammenhang die Anwendung dieser Bestimmungen bejaht (VWGH 29.05.2015, 2012/17/0198; vgl. auch VwGH
27.01.2012,2011/17/0142 zur vorhergehenden VO (EG) 2419/2001, welche dieselbe Verjahrungsbestimmung enthielt),
wendet in einem ahnlich gelagerten Fall jedoch Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen" Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95
an, die generell fur Unregelmaligkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen
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Marktorganisation gilt (vwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vgl. Busse/Haarstrich, Agrarforderrecht, S. 80). Gemal3 dieser
Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu
laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur
Mehrfachantrage-Flachen fur mehrere Jahre vor (so wie im vorliegenden Fall jedenfalls bei den Mehrfachantrag-
Flachen 2009 und 2013), so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist frihestens
mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen (vgl. VG Hannover, 30.11.2007, 11 A
4535/06; ansatzweise VWGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fir Rickforderungen zu Unrecht
geleisteter Betradge als auch fiir verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs. C-278/02, Handlbauer). Selbst
wenn man die Verjahrungsbestimmung der VO (EG) 796/2004 angewendet wissen will, hatte diese zwar mit
Auszahlung der Beihilfe, namlich 30.12.2009 (Bescheiddatum) begonnen, ware aber spatestens mit Durchfiihrung der
Vor-Ort-Kontrolle am 24.08.2010 unterbrochen worden (vgl. erneut VwGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Gegenstandlich
ist daher nicht Verjahrung eingetreten.Die VO (EG) 796 aus 2004, enthalt in Artikel 73, Absatz 6, spezielle
Verjahrungsbestimmungen. Der VWGH hat zwar in anderem Zusammenhang die Anwendung dieser Bestimmungen
bejaht (VWGH 29.05.2015, 2012/17/0198; vergleiche auch VwWGH 27.01.2012,2011/17/0142 zur vorhergehenden VO
(EG) 2419 aus 2001,, welche dieselbe Verjahrungsbestimmung enthielt), wendet in einem ahnlich gelagerten Fall jedoch
Artikel 3, Absatz eins, der "horizontalen" Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 an, die generell fir
Unregelmaligkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation
gilt (VWGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vergleiche Busse/Haarstrich, Agrarforderrecht, S. 80). Gemal dieser Bestimmung
beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu laufen, an
dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur Mehrfachantrage-
Flachen fur mehrere Jahre vor (so wie im vorliegenden Fall jedenfalls bei den Mehrfachantrag-Flachen 2009 und 2013),
so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist frihestens mit Einbringung des letzten
fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen vergleiche VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise
VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als
auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs. C-278/02, Handlbauer). Selbst wenn man die
Verjahrungsbestimmung der VO (EG) 796 aus 2004, angewendet wissen will, hatte diese zwar mit Auszahlung der
Beihilfe, namlich 30.12.2009 (Bescheiddatum) begonnen, ware aber spatestens mit Durchfiihrung der Vor-Ort-Kontrolle
am 24.08.2010 unterbrochen worden vergleiche erneut VwGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Gegenstandlich ist daher
nicht Verjahrung eingetreten.

Kdrzungen und Ausschlisse finden gemdR8& 8i Abs. 1 MOG keine Anwendung, wenn flr den auftreibenden
Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der AIm- oder
Weidefutterflaichen zweifeln lassen hatten kénnen. Mit den gegenstandlich errechneten Flachenabweichungen von
0,89 ha wurde eine Differenzflache von unter 3% festgestellt, womit keine Grundlage fUr eine Sanktion (Kirzung)
gegeben war. Eine solche wurde seitens der AMA auch nicht verhangt. Somit ist kein Anwendungsbereich der
genannten Bestimmung gegeben (vgl. auch BVwG 12.01.2016, W138 2104706-1).Kirzungen und Ausschlisse finden
gemal Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG keine Anwendung, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine
Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen
zweifeln lassen hatten kénnen. Mit den gegenstandlich errechneten Flachenabweichungen von 0,89 ha wurde eine
Differenzflache von unter 3% festgestellt, womit keine Grundlage fir eine Sanktion (Klirzung) gegeben war. Eine solche
wurde seitens der AMA auch nicht verhangt. Somit ist kein Anwendungsbereich der genannten Bestimmung gegeben
vergleiche auch BVwG 12.01.2016, W138 2104706-1).

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafld Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Die
Revision ist nicht zulassig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
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133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die Revision ist nicht zuldssig, da im
gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu l6sen war, der im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG

grundsatzliche Bedeutung zukommt.

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs zu vergleichbaren Almen-Féllen liegt vor: VwGH 17.11.2014,
2013/17/0111 oder 09.09.2013,2011/17/0216. Es liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die
Rechtslage eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).
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